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________________ ZEITGESPRÄCH

Die Erwartungen der Wirtschaft 
an die neue Bundesregierung
Was erwartet die Wirtschaft von der neuen Bundesregierung? Dr. Tyii Neciter vom Bundesverband der Deut
schen Industrie, Paui Schnitker vom Zentralverband des Deutschen Handwerks und Klaus Richter vom 
Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels äußern ihre Vorstellungen.

Tyll Necker

Eine Stärkung der Marktkräfte ist notwendig

Beachtliche wirtschaftliche Er
folge der vergangenen Jahre 

können nicht darüber hinwegtäu
schen, daß in dieser Legislaturpe
riode fundamentale wirtschafts- 
und sozialpolitische Entscheidun
gen zu treffen sind. Gefordert bleibt 
aus Sicht der Industrie eine wachs- 
tums- und beschäftigungsorien
tierte Wirtschaftspolitik, die in ihrem 
Kern auf die Stärkung der wirt
schaftlichen Wettbewerbskraft zielt. 
Ansatzpunkte dafür sehe ich in ei
ner Stärkung marktwirtschaftlicher 
Ordnungskräfte und bei einer Ko
stenentlastung der Unternehmen.

Eine grundlegende Reform der 
Unternehmensbesteuerung ist da
für ebenso unabdingbar wie wirk
same Reformen in den Sozialversi
cherungen. Dabei sollten die Eigen
verantwortung des einzelnen ge
stärkt und dem Subsidiaritätsprinzip 
mehr Geltung verschafft werden. In 
der Alterssicherung müssen zudem 
die Belastungen durch die dro
hende Überalterung der Bevölke
rung verdeutlicht werden. Im Ge
sundheitswesen gilt es, das Kosten
bewußtsein aller Beteiligten zu 
schärfen.
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Die ordnungspolitisch richtige 
Forderung, stärker auf die dynami
schen Marktkräfte zu setzen und die 
Rolle des Staates zurückzuneh
men, muß weiterhin Richtschnur 
wirtschaftspolitischen Handelns 
sein. Gerade im Bereich der Dere
gulierung und Privatisierung sind 
noch erhebliche Defizite zu ver
zeichnen. Umfangreicher Hand
lungsbedarf besteht besonders bei 
den stark preis- und mengenregu
lierten Güterverkehrsmärkten. Im 
Post- und Fernmeldewesen geht es 
um mehr Wettbewerb auf allen 
Marktstufen und damit um eine 
Überprüfung des Fernmeldemono
pols der Deutschen Bundespost; 
dies nicht zuletzt vor dem Hinter
grund der Schaffung eines einheitli
chen europäischen Binnenmarktes. 
Die Notwendigkeit, die Agrar- und 
Subventionspolitik zu reformieren, 
ist gerade durch die protektionisti
schen Drohungen der letzten Zeit 
besonders deutlich geworden.

Reform des Steuersystems

Die Bundesregierung bleibt wei
terhin in der Pflicht, auf mehr Markt 
und Effizienz in der Wirtschaftspoli

tik zu setzen. Für die besonders 
wichtigen Bereiche Steuerpolitik, 
Subventionsproblematik, Agrarpoli
tik und Umweltschutz will ich die Vor
stellungen der Industrie etwas ge
nauer erläutern. Die grundlegende 
Reform des deutschen Steuersy
stems darf sich nicht in einer Tarif
korrektur der Einkommensteuer er
schöpfen. Eine Reform der Unter
nehmensbesteuerung, die auf die 
Verbesserung der Wachstumsbe
dingungen abzielt, ist unerläßlich. 
Das Bestehen auf den hart um
kämpften Weltmärkten hängt nicht 
zuletzt von der Besteuerung der Ge
winne ab und damit von der Fähig
keit der Unternehmen, Kapital für In
vestitionen und Innovationen zu bil
den. Der internationale Wettbewerb 
der Steuersysteme ist kein Schlag
wort, sondern bittere Wirklichkeit: 
Während in wichtigen Konkurrenz
ländern die Unternehmenssteuern 
kontinuierlich bis auf Sätze von 30 
bis 40% herabgesenkt wurden, ver
harrt die durchschnittliche Bela
stung der Gewinne in der Bundesre
publik bei rund 70 % -  ein entschei
dender Wettbewerbsnachteil, den 
auch gute Produkt- und Preispolitik
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der deutschen Unternehmen auf 
Dauer nicht ausgleichen l<önnen.

Unser Steuersystem hemmt Lei
stung, Wachstum und marktwirt
schaftliche Effizienz. Ein Steuersy
stem kann nur dann als gut bezeich
net werden, wenn es wirtschaftliche 
Entscheidungen möglichst wenig 
verzerrt. Diesem Gedanken wird ein 
niedriges Belastungsniveau mit we
nigen Ausnahmetatbeständen eher 
gerecht als ein System mit hohen 
Steuersätzen und vielfältigen Son
dervergünstigungen, wie wir es in 
der Bundesrepublik heute haben. 
Der Leistungsfähigkeit der deut
schen Wirtschaft ist mit einem gene
rell niedrigen Steuerniveau wesent
lich besser gedient. Die notwendige 
Reform der Unternehmensbesteue
rung muß daher vor allem zwei Fehl
entwicklungen korrigieren;

□  Zum einen ist das Steuerniveau 
im Vergleich zu anderen ausländi
schen Steuersystemen insgesamt 
zu hoch, da eine doppelte steuerli
che Erfassung der Erträge durch 
Einkommensteuer bzw. Körper
schaftsteuer und Gewerbeertrag
steuer erfolgt. Darüber hinaus wer
den die gewerblichen Einkommen 
gegenüber den übrigen Einkom
men durch die zusätzlich zu zah
lende Gewerbekapitalsteuer und 
außerdem noch durch die Vermö- 
gensteüer diskriminiert. Es er
scheint mir widersinnig, gerade Ein
kommen, die investiv verwendet 
werden und damit zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze beitragen, steu
erlich stärker zu belasten.

□  Zum anderen ist die Struktur der 
Unternehmenssteuern durch den 
hohen Anteil ertragsunabhängiger 
Komponenten krisenverschärfend, 
risikofeindlich und nicht rechtsform
neutral. Sie erschwert gerade mit
telständischen Unternehmen die Ei
genkapitalbildung erheblich.

Wichtigste Elemente einer Neu
gestaltung des Steuersystems sind
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nach Meinung der Industrie daher

□  eine durchgreifende Reform der 
Gewerbesteuer, die den nachhalti
gen Abbau der Gewerbesteuer bei 
gleichzeitiger Verlagerung der kom
munalen Finanzierung auf die Um
satzsteuer vorsieht, und

□  die Abschaffung der Vermögen
steuer auf Betriebsvermögen, und 
damit eine nachhaltige Verbesse
rung der Steuerstruktur, weil eine er
tragsunabhängige und zudem nicht 
abzugsfähige Steuer entfiele.

Eine Gesamtsteuerreform sollte 
nicht von der erfolgreichen Fortset
zung der Konsolidierungspolitik ab
hängen und damit zu einer finanz
politischen Restgröße werden, son
dern vielmehr als eigenständiges 
Instrument zur Stärkung von 
Wachstum und Beschäftigung be
griffen werden. Gerade arbeitsplatz
schaffende Investitionen setzen bei 
den Unternehmen hinreichende Ei
genkapitalbildung und positive Ge
winnerwartungen voraus.

Die hohe steuerliche Belastung 
der Unternehmen resultiert nicht zu
letzt daraus, daß der Staat immer 
mehr Aufgaben an sich gezogen 
hat, die über Märkte effizienter zu
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regeln wären. Vor diesem Hinter
grund wird auch die Frage des Sub
ventionsabbaus immer dringlicher. 
Der Subventionsabbau wurde kei
neswegs, wie oft genug angekün
digt, vorangetrieben, sondern es 
wurden sogar neue Subventionstat
bestände geschaffen.

Abbau von Subventionen

Für mich besteht kein Zweifel 
daran, daß Subventionen in einer 
auf dem Wettbewerbsprinzip basie
renden Wirtschaftsordnung grund
sätzlich ein Fremdkörper sind. Sub
ventionen verzerren den Wettbe
werb zu Lasten solcher Unterneh
men, die ohne staatliche Hilfe am 
Markt bestehen müssen. Sie verfäl
schen die relativen Preise als wich
tigste Steuerungssignale für den 
Strukturwandel und führen damit 
zur Fehlleitung von Arbeit und Kapi
tal. Den kurzfristigen wirtschaftspo
litischen Überlegungen wird damit 
die langfristige Wohlstandssteige
rung der gesamten Volkswirtschaft 
geopfert.

Ökonomische und gesamtwirt
schaftliche Begründungen für Sub
ventionen sind daher selten über
zeugend. Gleichwohl können Sub
ventionen als legitimes Mittel zur 
Politikgestaltung erforderlich sein. 
Voraussetzung dafür ist jedoch Klar
heit über die zugrundeliegenden po
litischen Zielvorstellungen, die auf 
breitem gesellschaftspolitischen 
Konsens basieren müssen. Erst 
dann ist eine Entscheidung darüber 
möglich, ob und in welchem Um
fang öffentliche Hilfen abgebaut 
werden können oder auch weiterbe
stehen müssen. Künftiger Hand
lungsrahmen könnte ein Subven
tionsrahmengesetz sein, das eng
gefaßte, für Bund, Länder und Ge
meinden verbindliche Prüfmaß- 
stäbe sowie die Rechenschafts
pflicht aller Gebietskörperschaften 
über gewährte Subventionen ent
hält.

WIRTSGHAFTSDIENST 1987/11
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Der BDI hat wiederholt seine Be
reitschaft erklärt, in konstruktivem 
Dialog, auf der Grundlage klarer 
Vorschläge der Bundesregierung, 
über den Abbau von Subventionen 
zu reden und gesamtwirtschaftlich 
überzeugende Entscheidungen mit
zutragen.

Reform der Agrarpolitik

Ein großer Teil der neu beschlos
senen staatlichen Hilfen ist in den 
landwirtschaftlichen Sektor geflos
sen. Wie der Sachverständigenrat 
in seinem jüngsten Gutachten zu
treffend festgestellt hat, widersetzt 
sich die Bundesregierung dem von 
der EG-Kommission vorgeschlage
nen Kurs, die Agrarpreise stärker an 
den Marktgegebenheiten auszu
richten. Je länger dieser Kurswech
sel jedoch aufgeschoben wird, de
sto unvermeidlicher führt der Weg 
zu einer Eskalation dirigistisch-bü
rokratischer Regelungen.

Die Industrie mißt der Frage nach 
der agrarpolitischen Zukunft nicht 
nur aus ordnungspolitischen Grün
den große Bedeutung bei, sondern 
auch, weil die offensichtlichen Fehl
entwicklungen in zunehmendem 
Maße Probleme in anderen Politik
bereichen aufwerfen. Die wach
sende Überproduktion bedeutet 
nicht nur eine Vergeudung volkswirt
schaftlicher Ressourcen, sondern 
wird immer mehr zum handelspoliti
schen Sprengstoff, wie der Han
delsstreit insbesondere mit den 
USA in der letzten Zeit gezeigt hat. 
Für den Fall der Dekonsolidierung 
einzelner, im GATT liberalisierter 
Agrarprodukte drohen Retorsionen 
zu Lasten der Industrieexporte, die 
für Wachstum und Beschäftigung 
der Gesamtwirtschaft einen un
gleich höheren Stellenwert als der 
Agrarbereich haben.

Die Agrarpolitik wird zentraler 
Punkt der neuen GATT-Runde sein, 
ohne dessen Klärung die Probleme
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der deutschen Industrie, die an ei
ner Offenhaltung der Märkte inter
essiert ist, nicht gelöst werden kön
nen. Unsere stark in die internatio
nale Arbeitsteilung eingebundene 
Industrie erwartet deshalb von der 
Bundesregierung, daß sie in allen 
Bereichen die notwendige Kompro
mißbereitschaft zeigt. Die in Art. 110 
EWG-Vertrag festgelegten Ziele ei
ner harmonischen Entwicklung des 
Welthandels, der schrittweisen Be
seitigung von Beschränkungen im 
internationalen Handelsverkehr 
und des Abbaus von Zollschranken 
müssen auch in der Agrarpolitik ver
wirklicht werden.

Nach Ansicht der Industrie hat 
eine Reform der Agrarpolitik den 
marktwirtschaftlichen Grundprinzi
pien und zugleich den gesellschaftli
chen und ökologischen Aufgaben 
der Landwirtschaft gerecht zu wer
den. Für die Agrarproduktion müs
sen mit einer konsequenten restrik
tiven Preispolitik deutliche Marktsi
gnale gesetzt werden. Dies bedeu
tet eine klare Trennung von Markt- 
und Sozialpolitik. Wo die markträu
menden Preise den Landwirten kein 
ausreichendes Einkommen ermög
lichen, können finanzielle Hilfen ge
geben werden, die jedoch zeitlich 
begrenzt, möglichst degressiv ge
staltet und vor allen Dingen produk
tionsneutral sein müssen.

Neuorientierung der 
Umweltpolitik

Die nächste Legislaturperiode 
sollte auch dafür genutzt werden, 
die Umweltpolitik entschieden 
marktwirtschaftlich auszurichten. 
Innerhalb des politisch definierten 
ökologischen Rahmens muß der 
Spielraum für marktwirtschaftliche 
Instrumente erweitert werden. Die 
bisher erzielten Erfolge bei der Ent
lastung der Umwelt sind nicht allein 
auf Druck und Verbote hin erreicht 
worden, sondern beruhen in erhebli
chem Umfang auf der Eigeninitia

tive der Beteiligten. Die deutsche In
dustrie hat seit langem erkannt, wie 
wichtig die Sicherung der natürli
chen Ressource Umwelt für alle ist. 
In den letzten Jahren investierte sie 
rund 130 Mrd. DM in Umweltschutz
maßnahmen. ln der Luftreinhaltung, 
dem Gewässerschutz und in der Ab
fallwirtschaft konnten erhebliche 
Verbesserungen erreicht werden. 
Um Ökologie und Ökonomie in 
Gleichklang zu bringen und eine 
langfristig erfolgreiche Umweltpoli
tik zu gewährleisten, sind aus Sicht 
der Industrie folgende Kriterien un
verzichtbar;

□  Ein klares umweltpolitisches Ge
samtkonzept, das konkrete Rah
menbedingungen und Prioritäten 
setzt und damit den Unternehmen 
für notwendige Anpassungen mittel
fristig vorhersehbare Daten vergibt; 
Voraussetzung dafür ist das Fest
halten am Verursacherprinzip.

□  Eine Orientierung der durchzu
führenden Umweltschutzmaßnah
men am konkreten Gefährdungs
potential und Auswahl der umwelt
politischen Vorhaben anhand nach
vollziehbarer Kosten-Nutzen-Abwä- 
gungen; dabei sind mehr Flexibilität 
im Vollzug sowie eine stärkere Ko
operation zwischen Wirtschaft und 
Administration mit der Möglichkeit 
zu eigenverantwortlichen und frei
willigen Leistungen der Industrie im 
Umweltschutz wünschenswert.

□  Eine Einbettung der Umweltpoli
tik in ihren Zielsetzungen, Mitteln 
und ihrer zeitlichen Durchführung in 
den marktwirtschaftlichen Ord
nungszusammenhang, so daß An
passungsfriktionen weitgehend ver
mieden, die Kosten kontrollierbar 
gehalten und Innovationen stimu
liert werden können.

□  Eine internationale Harmonisie
rung auch des vorsorgenden Um
weltschutzes, um dem grenzüber
schreitenden Charakter vieler Um
weltbeeinträchtigungen Rechnung
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ZU tragen und künstliche Wettbe
werbsverzerrungen zu vermeiden.

Industrie und Technik widerspre
chen dem Umweltschutz nicht. Im 
Gegenteil, die Leistungsfähigkeit 
unserer Industriegesellschaft wird 
sich auch im Umweltschutz bewei
sen, wenn die hier vorgegebenen 
Rahmenbedingungen eine Chance

für Kooperation und marktwirt
schaftliche Dynamik statt bürokrati
scher Überreglementierung bieten.

Die Industrie erwartet von der 
neuen Bundesregierung, daß sie 
gerade am Anfang der Legislaturpe
riode Mut zu notwendigen Entschei
dungen findet -  auch wenn diese 
unpopulär sind. Dies bedeutet, auf

eine Politik zu setzen, die auf kurze 
Sicht keine „spektakulären“ Erfolge 
bringt, dafür aber die Wachstums
chancen um so nachhaltiger ver
bessert. Ausgabendisziplin und 
Geldwertstabilität sind dabei selbst
verständliche Voraussetzungen 
und dürfen auch zukünftig nicht zur 
Disposition gestellt werden.

Paul Schnitker

Der Leistungswettbewerb muß gesichert werden

Post aus dem Haus des Deut
schen Handwerks in Bonn ha

ben unmittelbar nach den Bundes
tagswahlen die neugewählten Ab
geordneten des XI. Deutschen Bun
destages erhalten. Zugestellt wurde 
die Broschüre „Wünsche und For
derungen des Handwerks an den 
XI. Deutschen Bundestag“ . Denn 
Deutschlands zweitgrößter und viel
seitigster Wirtschaftsbereich, mit 
seinen 540000 Betrieben, seinen 
fast 4 Mill. Beschäftigten, die einen 
Umsatz von rund 400 Mrd. DM er
wirtschaften, kann nicht schweigen, 
wenn es um die politische Zukunft 
unseres Landes geht. Das Hand
werk als besonders wichtige, weil 
stabilisierende Gruppe in Wirt
schaft, Staat und Gesellschaft hat 
nur dann eine aussichtsreiche Per
spektive, eine dauerhafte Chance, 
wenn es ihm gelingt, in das politi
sche Kräftespiel lebendig und auch 
geistig prägend einzugreifen, um so 
die Richtung auch der großen politi
schen Strömungen entscheidend 
mitzubestimmen. Dazu gibt es 
keine Alternative.

Die Wünsche und Forderungen 
gründen auf gesundem Fundament. 
Die Richtung stimmt wieder! Der al
ten und neuen Bundesregierung ist 
es gelungen, das Vertrauen der
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Wirtschaft wieder herzustellen. Die 
Zeit einer tiefgreifenden Verunsi
cherung ist vorbei. 1987 befindet 
sich die deutsche Wirtschaft in ih
rem fünften Wachstumsjahr. Die 
Preise sind stabil, die außenwirt
schaftliche Position der Bundesre
publik ist gut, die Beschäftigung 
nimmt wieder zu und sogar die Ar
beitslosigkeit geht, von den übli
chen saisonalen Einflüssen abge
sehen, zurück -  wenn auch noch 
nicht in wünschenswertem Um
fange.

Das Handwerk befindet sich 1987 
auf dem besten Wege, wieder An
schluß an die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung zu finden. 1986 hat es 
den Abstand zur Gesamtwirtschaft 
bereits deutlich verringern können. 
Zu Beginn des Jahres 1987 geht es 
in fast allen Handwerksbereichen 
weiter aufwärts. Die Wachstums
chancen dürften sich für die mei
sten Handwerksbereiche zunächst 
noch weiter verbessern. Die Mel
dungen der Kammern signalisieren 
überwiegend kräftige Konjunkturbe
lebungen auf breiter Front. Insge
samt befindet sich das Handwerk 
auf gutem Wege, mit der zunehmen
den Verlagerung der Wachstumsim
pulse von der Auslands- zur Inlands
nachfrage auch konjunkturell wie

der mit der übrigen Wirtschaft Tritt 
zu fassen. Insgesamt erwartet das 
Handwerk 1987 mit einer Steige
rungsrate von real etwa 2,0 bis 
2,5% ein ungefähr gleich hohes 
Umsatzwachstum wie in der Ge
samtwirtschaft. Auch die Zahl der 
Beschäftigten dürfte um ca. 1 % zu
nehmen. Zu dieser hoffnungsvollen 
Einschätzung haben die in der zwei
ten Jahreshälfte 1986 einsetzende 
Erholung im Baubereich und die ins
gesamt positiven Erwartungen für 
1987 wesentlich beigetragen. 
Heute schon gilt; Nicht überall sind 
Arbeitskräfte mit der gesuchten 
fachlichen Qualifikation zu bekom
men. Facharbeitermangel zeichnet 
sich ab.

Unbefriedigende Ertragslage

Die aktuelle konjunkturelle Situa
tion und die günstigen Prognosen 
für 1987 dürfen jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß Ertragslage 
und Eigenkapitalausstattung im 
Handwerk nach wie vor unbefriedi
gend sind. Strukturbrüche, wie sie 
in der Bauwirtschaft in den vergan
genen Jahren eingetreten sind, las
sen sich nicht von heute auf morgen 
ausgleichen. Wie sehr das Hand
werk zurückgefallen ist, das zeigen 
folgende Zahlen:

WIRTSCHAFTSDIENST 1987/11
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□ Von 1980 bis 1985 Stieg das Brut
tosozialprodukt in der Bundesrepu
blik real um 4,5%. Der reale Um
satz des Handwerks ging in der glei
chen Zeit jedoch um 14,2% zurück.

□  Der Beitrag des Handwerks zur 
Bruttowertschöpfung in der Bun
desrepublik Deutschland, der 1982 
noch bei 11,8% lag, wurde für 1985 
auf knapp 9% geschätzt und dürfte 
auch 1986 noch leicht gefallen sein.

□  Kleine und mittlere Unterneh
men müssen mit einer durchschnitt
lichen Eigenkapitalausstattung von 
10% auskommen. Der scharfe 
Wettbewerb beeinträchtigt die Er
tragslage, da Kostensteigerungen 
in der Regel nicht überwälzt werden 
können. Berichte über Ertragsstei
gerungen der Unternehmer gelten 
jedenfalls nicht für das Handwerk.

Die schwierige Situation der klei
nen und mittleren Unternehmer wird 
außerdem geprägt

□  von einer überproportionalen 
Belastung durch Löhne und Lohn
zusatzkosten,

□  von einer Verschlechterung der 
Wettbewerbsbedingungen infolge 
einer Zunahme leistungshemmen
der oder unlauterer Praktiken, wie 
sie in einem erbarmungslosen Ver
drängungswettbewerb zum Aus
druck kommen.

Verbesserung der 
Rahmenbedingungen

Von der Politik müssen daher-so 
wird in den Wünschen und Forde
rungen des Handwerks klar und 
deutlich festgestellt- mit Beginn der 
neuen Legislaturperiode die wirt
schaftlichen Rahmenbedingungen 
für kleine und mittlere Unternehmen 
weiter verbessert werden. Private 
Initiative muß noch mehr gefördert, 
das Verantwortungsbewußtsein ge
stärkt sowie Leistung endlich be
lohnt werden, und zwar nicht brutto, 
sondern auch netto, nach Abzug

von Steuern und Abgaben. Mittel
standspolitische Bekenntnisse und 
Ankündigungen vor der Wahl müs
sen jetzt endgültig in politisches 
Handeln umgesetzt werden.

Dies erfordert nach Auffassung 
des Handwerks insbesondere eine 
entschiedenere Bekämpfung des 
Kostenanstiegs, eine rasche und 
dauerhafte Entlastung kleinerer Un
ternehmen von Steuern und Abga
ben und eine wesentliche Erleichte
rung bei den lohnbezogenen Abga
ben.

Es bedarf einer noch mehr auf die 
Förderung von Innovationen und In
vestitionen gerichteten Wirtschafts-, 
Finanz-, Sozial- und Arbeitsmarkt
politik. Die weitere Revitalisierung 
unserer Wirtschaft muß mehr als 
bisher auf die unter Ertragsschwä
che sowie unter Eigenkapitalman
gel und Finanzierungsschwierigkei
ten leidenden mittelständischen Un
ternehmen der gewerblichen Wirt
schaft ausgerichtet werden.

Forderungen 
an die Steuerreform

Die geplante Steuerreform muß 
daher spürbare Einkommensteuer
entlastungen im mittleren Bereich 
bringen. Die Steuerpolitik muß sich 
stärker als bisher an leistungsbezo
genen Gesichtspunkten ausrichten. 
Absoluter Vorrang kommt dabei der 
Reform des Einkommensteuertarifs 
zu. Der Mittelstandsbauch muß end
gültig beseitigt werden. Die mittle
ren Einkommen müssen vom schar
fen Progressionsanstieg befreit wer
den.

Als Ergänzung -  und nicht etwa 
als Alternative zur Reform der Ein
kommensteuer -  erwartet das 
Handwerk eine Mittelstandskompo
nente, die geeignet ist, das Zentral
problem der mittelständischen Wirt
schaft zu verbessern: die schlechte 
Eigenkapitalausstattung kleiner 
und mittlerer Betriebe. Hier setzt die

Argumentation des Handwerks an, 
denn während der Bezieher eines 
Einkommens aus unselbständiger 
Arbeit -  also Angestellte, Arbeiter, 
Beamte -  nach Abzug der Steuern 
das verbleibende Einkommen frei 
privat verwenden kann, muß der 
selbständige Handwerksmeister 
wesentliche Teile wieder reinvestie
ren, um seinen Betrieb weiterführen 
zu können, um Arbeitsplätze zu si
chern. Jemand, der sein privates 
Vermögen und Einkommen dazu 
nutzt, vorhandene Arbeitsplätze zu 
sichern und neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, muß anders behandelt 
werden als der unselbständig Arbei
tende, der es rein privat ausgibt. Da
her setzt sich das Handwerk nach 
wie vor für eine vorgezogene Ab
schreibung in Form einer steuer
stundenden Investitionsrücklage 
ein, um so die Bildung von Eigenka
pital zu erleichtern.

Hohen Rang unter den steuerpoli
tischen Wünschen und Forderun
gen des Handwerks hat auch die 
steuerliche Gleichbehandlung von 
Vorsorgeaufwendungen des Selb
ständigen für Krankheit und Alter. 
Die Anpassung der Besteuerung 
wird immer dringlicher, da die 
Steuerabzugsmöglichkeiten der 
selbständigen Gewerbetreibenden 
und auch der Freiberufler gegen
über dem höchsten steuerfrei zu 
zahlenden Arbeitgeberbeitrag zur 
Sozialversicherung der Arbeitneh
mer völlig unzureichend und damit 
längst diskriminierend sind.

Dabei wünscht sich das Hand
werk eine Steuerreform, die auch 
hinsichtlich der Finanzierung ihren 
Namen verdient. Auf keinen Fall 
darf eine Steuerreform durch Erhö
hung der Mehrwertsteuer „finan
ziert“ werden. Das Handwerk 
mahnt eindringlich: Hände weg von 
der Mehrwertsteuer! Eine grundle
gende Steuerreform kann nur über 
die Senkung der Staatsquote, ver
bunden mit einem entschlossenen
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und gezielten Abbau von Subventio
nen finanziert w/erden. Das Hand
werk fordert eine echte Reform und 
keine Verlagerung von Steuern! 
Jede Erhöhung der Mehrwertsteuer 
würde das Handwerk und mit ihm 
die kleinen und mittleren Betriebe in 
allen Bereichen der Wirtschaft nur 
schädigen. Denn die Lohnpreis
spirale würde neu in Bewegung ge
setzt. Die verbrauchernahen Hand
werksbereiche, die ohnehin unter 
dem Verdrängungswettbewerb 
stark leiden, würden vor unüber
windliche Überwälzungsprobleme 
gestellt. Die Schwarzarbeit, blü
hendste Wachstumsbranche in der 
Bundesrepublik Deutschland, 
würde neuen Nährboden für weite
res Wachstum finden.

Notwendige Kostenentiastungen

Unentbehrlich bleiben auch Ko
stenentlastungen im Bereich der im
mer weiter ausufernden Lohnzu
satzkosten, die zu einem Hauptpro
blem der arbeitsintensiven Betriebe 
des Handwerks geworden sind. Der 
„zweite Lohn“ , der die 80-%-Marke

deutlich überschritten hat, belastet 
die Klein- und Mittelbetriebe über
proportional. Eine Wende ist auf die
sem Feld noch nicht zu erkennen. 
Statt dessen drohen neue Geset
zesregelungen mit neuen Folgeko
sten für die Betriebe. Diese Entwick
lung darf aber gerade auch im Inter
esse der Arbeitnehmer nicht länger 
geduldet werden. Es muß das Ziel 
sein, den Anstieg der Sozialkosten 
zu begrenzen und den Anteil des 
Sozialbudgets am Sozialprodukt 
schrittweise zurückzuführen. So
ziale Gesetze haben oft unsoziale 
Folgen. Es darf daher in Zukunft 
kein sozialer Sündenfall sein, die 
Meßlatte auch an soziale Vorhaben 
zu halten und sie in das Gesamtge
füge von Wirtschaft und Gesell
schaft einzuordnen.

Angesetzt werden muß vor allem 
in den Bereichen der Rentenversi
cherung und der Krankenversiche
rung. An eine beitragsmindernde 
Ausweitung der Eigenbeteiligung in 
der gesetzlichen Krankenversiche
rung bei gleichzeitigem strikten Ver
zicht auf dirigistische Eingriffe muß

ebenso gedacht werden wie an eine 
Korrektur des Erziehungsgeldge
setzes, das sich mit seiner Beschäf
tigungsgarantie gerade im Bereich 
der kleinen Betriebe zu einem Be
schäftigungshemmnis für Frauen 
entwickelt hat. Auch die Lohnfort
zahlung sollte in ihrer jetzigen Form 
und Gestalt kein Tabu sein und in die 
Überlegungen zur Kostenentla
stung einbezogen werden.

Besonders dringend aber ist vor 
immer neuen Kosten zu warnen! Es 
muß verzichtet werden auf kollek
tive Arbeitszeitverkürzungen, weil 
gerade die Handwerksbetriebe mit 
ihrem individuellen Leistungsange
bot auf Flexibilität angewiesen sind.

Politische
Rahmenbedingungen

Zu den Wünschen und Forderun
gen des Handwerks gehören auch 
die Sicherung eines fairen Lei
stungswettbewerbs mit konsequen
tem Verbot leistungswidriger Wett
bewerbspraktiken, eine intensivere 
Bekämpfung der Schwarzarbeit, die
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heute schon an die Substanz vieler 
handwerl<licher Unternehmen geht 
und ihre Existenz gefährdet.

Zur unerläßlichen Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für kleine 
und mittlere Betriebe zählt aber 
auch die Gewährleistung der 
Gleichwertigkeit allgemeiner und 
beruflicher Bildung. Die Stellung 
des dualen Systems der Berufsbil
dung gegenüber dem allgemeinbil
denden Schulwesen und den Be
rufsschulen muß gestärkt werden. 
Die berufliche Weiterbildung hat ins
besondere wegen der Umsetzung 
moderner Techniken eine gleichran
gige Bedeutung zur Erstausbildung 
erhalten. Die Bundesregierung 
sollte deshalb die Bereitschaft zur 
Weiterbildung nachdrücklich för
dern und entsprechende finanzielle

Mittel (z. B. im Arbeitsförderungsge
setz) vorsehen. Den überbetriebli
chen handwerklichen Berufsbil
dungsstätten muß sie dabei auch in 
Zukunft ihre besondere Aufmerk
samkeit schenken, damit deren 
Funktionstüchtigkeit erhalten wer
den kann. Das Handwerk erbringt 
hierfür große Eigenleistungen. Des
halb darf sich der Bund nicht aus 
der Zuschußfinanzierung zurückzie
hen, sondern muß die erforderli
chen Haushaltsmittel auch in den 
nächsten Jahren bereitstellen.

Mit seinen „Wünschen und For
derungen an den XI. Deutschen 
Bundestag“ fordert das Handwerk 
für sich keine „Schutzzaunpolitik“ . 
Es erwartet aber, daß in allen Berei
chen der Wirtschaft nach den glei
chen Grundsätzen verfahren wird

und die mittelständischen Unter
nehmen der gewerblichen Wirt
schaft als Steuerzahler de facto 
nicht in immer größerem Umfang 
zur Finanzierung von Subventionen 
an andere Wirtschaftsbereiche und 
Empfängergruppen herangezogen 
werden.

Richtige politische und gesetzli
che Rahmenbedingungen setzen 
heißt für das Handwerk, Wettbe
werbsgerechtigkeit und gleiche 
Marktpositionen für alle Unterneh
mensgrößen zu schaffen. Eigenver
antwortung, Selbständigkeit und 
Leistungsbereitschaft müssen ge
stärkt werden, das unternehmeri
sche Wagnis und Risiko müssen at
traktiv bleiben, und es müssen Er
träge ermöglicht und bürokratische 
Bremsklötze weggeräumt werden.

Klaus Richter

Die marktwirtschaftliche Politik weiter fortsetzen

Die XI. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages steht 

im Zeichen einer mit stabiler Mehr
heit ausgestatteten und damit für 
vier weitere Jahre voll handlungsfä
higen Bundesregierung. Das be
deutet Chance, aber auch Verpflich
tung, die marktwirtschaftliche Politik 
in allen Bereichen staatlichen Han
delns in der Praxis des politischen 
Alltags fortzusetzen. Denn die 
durchaus realistische Erwartung ei
ner längerfristigen Verstetigung des 
Erholungsprozesses wird nicht von 
selber Wirklichkeit werden, so we
nig wie der lange Weg zu stabilem 
Aufstieg in den letzten fünf Jahren 
ein Geschenk von glücklichen Zufäl
len war

Der Bundesverband des Deut
schen Groß- und Außenhandels 
(BGA) erwartet von der neuen Bun
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desregierung eine weitere Verstär
kung und Fortsetzung der auf mehr 
Markt und weniger Staat zielenden 
Politik. Dazu gehören insbesondere 
die Verwirklichung der großen Steu
erreform mit dem Ziel einer spürba
ren Entlastung auch der Unterneh
men, Reformen in der Sozialpolitik, 
die nicht leistungshemmend wirken, 
sowie eine Wettbewerbspolitik, die 
nicht zu weiteren Reglementierun
gen bei den Unternehmen führt.

Struktur- und Wettbewerbspolitik

Der Groß- und Außenhandel ist 
mit seinen rund 101 000 Unterneh
men ein mittelständisch geprägter 
Dienstleistungsbereich, der wegen 
der Anpassungserfordernisse an 
den Wandel der Marktstrukturen vor 
wachsenden Herausforderungen

steht. Es muß in erster Linie Auf
gabe der Unternehmer bleiben, mit 
dem beschleunigten Wandel im 
Handel fertig zu werden. Eine wirk
same Strukturpolitik darf sich aber 
nicht darauf beschränken, die Ver
änderungen nur zur Kenntnis zu 
nehmen: sie sollte vielmehr dafür 
sorgen, daß kleine und mittlere Un
ternehmen in ihrer Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit mit allen ver
fügbaren marktwirtschaftlichen Mit
teln gestärkt werden. Strukturpolitik 
wird vom BGA als subsidiäre Hilfe 
zum Chancen- und Nachteilsaus
gleich verstanden, um zu größerer 
Ausgewogenheit zwischen den 
Sektoren, Regionen und Unterneh
mensgrößen zu gelangen.

Wettbewerb und Strukturwandel 
bedingen einander in der Marktwirt
schaft. Die Wettbewerbspolitik soll
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wesentliche Rahmenbedingungen 
für die Funl<tions- und Leistungsfä- 
higl<eit der iVlarl<tprozesse setzen. 
Diese sind eine Grundvorausset
zung für einen Strukturwandel, der 
den Anforderungen des Marktes ge
recht wird. Wettbewerbspolitik darf 
aber nicht zum Instrument einer 
Struktursteuerung werden.

Der Groß- und Außenhandel setzt 
in der Wettbewerbspolitik auf eine 
konsequente Anwendung beste
hender Gesetze. Maßnahmen des 
Gesetzgebers dürfen in der Ten
denz nicht zu noch mehr staatlicher 
Einmischung in betriebliche Abläufe 
und unternehmerische Dispositio
nen führen. Selbsthilfebemühun
gen der Wirtschaft sollte weiterhin 
der Vorrang vor staatlichen Regulie
rungen gegeben werden.

Finanz- und Steuerpolitik
Die Finanz- und Steuerpolitik ist 

auf einem vernünftigen Weg. Die 
Expansion der Staatsausgaben 
wurde gebremst, die Staatsquote 
sinkt, auf kurzatmige Konjunkturan
kurbelungsprogramme wurde ver
zichtet. Die Haushaltskonsolidie
rung ist allerdings noch nicht über 
den Berg. Aus diesem Grunde for
dern wir auch die neue Bundesre
gierung auf, den Konsolidierungs
kurs unbeirrt fortzusetzen und auch 
gegenüber immer wieder erwa
chenden Ausgabewünschen hart 
zu bleiben.

Eine Schlüsselfunkfion in der 
nächsten Legislaturperiode fällt der 
auf ein beschäftigungsförderndes 
Wachstum ausgerichteten Steuer
reform, verbunden mit dem Abbau 
von Subventionen, zu. Denn die 
Stärkung der binnenwirtschaftli
chen Wachstumskräfte und der in
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft verlangen 
eine spürbare steuerliche Entla
stung auch der Unternehmen.

Prüfstein einer ausgewogenen 
Gesetzgebung im Bereich desWirt
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schaftsrechts in der nächsten Zu
kunft wird die Reform des Insolvenz
rechts sein. Der Gesetzgeber wird 
dabei von der Tatsache ausgehen 
müssen, daß trotz der aufsehener
regenden Konkursstatistik nur ein 
geringer Prozentsatz aller Unter
nehmen insolvent wird. Ein Gesetz, 
das Folge- und Nebenwirkungen 
auf den „normalen“ Wirtschaftsab
lauf, d. h. insbesondere auf die Ge
währung von Krediten hätte, wäre 
daher nach unserer Auffassung ver
fehlt.

Außenwirtschaftspolitik

Im Mittelpunkt der internationalen 
Handelspolitik steht die achte Ver
handlungsrunde im Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen. Um 
hier einen Verhandlungserfolg nicht 
frühzeitig in Frage zu stellen, fordert 
der BGA die Bundesregierung auf, 
sowohl die Stillstandsvereinbarung 
als auch die Rücknahmeverpflich
tung GATT-widriger Maßnahmen 
strikt einzuhalten und sich nach
drücklich auch in Brüssel für dieses 
Ziel einzusetzen.

Der BGA begrüßt die Ausdeh
nung der Verhandlungen auf Fragen 
des internationalen Handels mit 
Agrargütern und fordert die Bundes
regierung auf, gemeinsam mit den 
EG-Partnerländern ein Verhand
lungsmandat zu erarbeiten, das der 
Kommission erlaubt, eine aktive 
Rolle in den GATT-Verhandlungen 
einzunehmen.

ln den parallel laufenden Dienst
leistungsverhandlungen kann es 
aus unserer Sicht zunächst nur um 
die Herbeiführung einer gemeinsa
men Verhandlungsgrundlage ge
hen. Auf dieser Basis gilt es, einen 
Rahmen von Grundsätzen und Re
geln zu erarbeiten, der eine kontinu
ierliche'Ausweitung des Handels 
mit Dienstleistungen ermöglicht.

Die Verwirklichung des europäi
schen Binnenmarktes wird vor al

lem den mittleren und kleineren Un
ternehmen in der Gemeinschaft zu
gute kommen, die nur mit Mühe den 
unterschiedlichen rechtlichen, steu
erlichen und technischen Bedingun
gen in den einzelnen Mitgliedstaa
ten Rechnung tragen können und 
durch die aufwendigen Grenzforma
litäten zusätzlich belastet werden.

Die Verwirklichung der Ziele des 
Weißbuches der EG-Kommission 
zur Vollendung des Binnenmarktes 
sollte daher Priorität haben. Den 
dazu notwendigen und einzig richti
gen Weg sehe ich in der Anglei
chung derjenigen materiellen 
Rechtsvorschriften, die zur Zeit 
noch zu Kontrollen des grenzüber
schreitenden Verkehrs führen.

Zu Scheinlösungen führen die 
Bemühungen, die lediglich die Ver
lagerung von Kontrollen von einer 
Verwaltung zur anderen vorsehen, 
wie die beabsichtigte Verschiebung 
der Ausfuhrkontrollen in den be
nachbarten Empfangsmitglied
staat. Auch das Einheitsdokument, 
das nach Verwirklichung des Bin
nenmarktes überflüssig wird, dient 
m. E. nicht der wirklichen Verringe
rung von Grenzkontrollen.

Die sich aus der Schaffung eines 
Binnenmarktes ergebenden
Zwänge zu stärkerem Zusammen
halt in wirtschaftlichen und sozialen 
Fragen erfordern vom Gesetzgeber 
eine stärkere Beachtung gemein
schaftlicher Gesichtspunkte, um zu 
verhindern, daß durch nationale 
Entscheidungen weitere Hinder
nisse aufgebaut werden.

Integration 
der Entwicklungsländer

Sind Integrationsfortschritte in
nerhalb der Europäischen Gemein
schaft schon äußerst gering, so ist 
aus der Integration der Entwick
lungsländer in die Weltwirtschaft de 
facto eine Desintegration gewor
den. Die wirtschaftliche Lage der
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Entwicklungsländer hat sich auch 
1986 nicht verbessert. Um die Ten
denz der Abkoppelung der Entwick
lungsländer von den Weltmärkten 
umzukehren, sollte von der Bundes
regierung eine kritische Überprü
fung aller Aspekte der Beziehungen 
mit den Entwicklungsländern vorge
nommen werden. f-)ierzu zählen 
auch die ständige Überprüfung der 
Marktzugangsmöglichkeiten für 
Produkte der Entwicklungsländer 
sowie die Schaffung entsprechen
der Marktzugangskonditionen, die 
tatsächlich genutzt werden können.

Die Entwicklungsländer müssen 
in die Lage versetzt werden, die be
nötigten Devisen durch Exporte zu 
verdienen. Handelsförderung muß 
nicht mehr nur als Export-, sondern 
auch als Importförderung verstan
den werden.

Agrarpolitik
Die europäische Agrarpolitik ist in 

den vergangenen Jahren weiter in 
die Sackgasse geraten. Möglichkei
ten hilfreicher Auswege, wie sie 
z. B. durch Vorschläge des BGA und 
der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften aufgezeigt wur
den, blieben weitgehend ungenutzt. 
Jetzt gilt es, den entstandenen 
Schaden zu begrenzen, die aufge
zeigten neuen Wege schnell und 
überzeugend zu beschreiten.

Für die gemeinschaftliche Agrar
politik wird jetzt der Mut des Staates 
gefordert, die Lenkung stärker der 
unternehmerischen Initiative und 
Verantwortung der Marktbeteiligten 
zuzuweisen. Noch gibt es Bereiche, 
in denen der Markt besser funktio
niert, weil der Staat weniger ein
greift. In den „klassischen“ Über
schußbereichen mangelt es nicht 
an unternehmerischem, sondern an 
politischem Mutzum Markt, zu mehr 
Freiheit in sozialer Verantwortung.

Der Übergang zu einer marktwirt
schaftlicheren Politik erfordert Um
stellungen und sozialpolitische Er
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gänzungen. Beides muß im Rah
men der Europäischen Gemein
schaft entschieden werden und darf 
auf keinen Fall zu einer Renationali- 
sierung der Agrarpolitik führen.

Die Mehrzahl der agrarpoliti
schen Probleme in der EG entsteht 
dadurch, daß es dem Ministerrat 
bisher nicht möglich war, die sozia
len Probleme der Landwirte durch 
sozialpolitische Instrumente zu lö
sen. Durch die praktizierte Preispoli
tik wurden die sozialen Probleme 
den Agrarmärkten aufgebürdet und 
führten hier zu den unverantwortli
chen Entwicklungen auf zahlrei
chen Märkten für Einzelprodukte. 
Die Verwaltung dieser deroutierten 
Märkte veranlaßt zu Maßnahmen, 
die das Ziel haben, eine marktge
rechte Entwicklung zu unterbinden.

Dieses führt zu unverhältnismäßi
gen Belastungen der Unternehmen 
des Groß- und Außenhandels. Zu
künftig muß es ein noch stärkeres 
Anliegen der parlamentarischen 
Kontrolle sein, sicherzustellen, daß 
die Verwaltung der Agrarmärkte den 
Erfordernissen der Marktbeteiligten 
und auch deren Anspruch auf 
Rechtssicherheit und Kalkulierbar- 
keit entspricht.

Sozialpolitik

Die betriebliche Notwendigkeit 
flexibler Arbeitsbedingungen ist in 
beschäftigungspolitischer Hinsicht 
von entscheidender Bedeutung. Mit 
der Verabschiedung des Beschäfti
gungsförderungsgesetzes 1985 er
folgte ein erster, notwendiger Schritt 
in die richtige Richtung, um den Ar
beitsmarkt anpassungsfähiger so
wie die arbeitsrechtlichen Rahmen
bedingungen beweglicher zu ma
chen. Der BGA hält eine Fortset
zung der Flexibilisierung der Ar
beitsbedingungen für unabdingbar.

Im übrigen halten wir eine spür
bare Reduzierung der kostentrei
benden Personalzusatzkosten für

unumgänglich. Insbesondere der 
Gesetzgeber ist aufgerufen, den 
Faktor „Arbeit“ wieder rentabler zu 
machen. Die gesetzlichen Perso
nalzusatzkosten haben sich in jüng
ster Zeit als besonders kosteninten
siv erwiesen. Hier ist der Gesetzge
ber aufgefordert, Abhilfe zu schaf
fen und für den Abbau kostentrei
bender bürokratischer Hemmnisse 
sowie die Rückführung der lei
stungsfeindlichen Abgabenbela
stung Sorge zu tragen.

Verkehrspolitik
Die Verkehrspolitik der Vergan

genheit kann nicht die Verkehrspoli
tik für die Zukunft sein. Die Ausdeh
nung der Beschaffungs- und Ab
satzräume, veränderte Bezugs
und Absatzgewohnheiten, neue 
Kommunikations- und Informations
techniken haben grundlegende Ver
änderungen In den Marktstrukturen 
geschaffen. Die bisherige Verkehrs
politik der kontrollierten Wettbe
werbsordnung, die im wesentlichen 
das Verhältnis der Verkehrsträger 
untereinander zu regeln versuchte, 
wird den gewachsenen Anforderun
gen nicht mehr gerecht. Sie bietet 
keine Zukunftsperspektive, vor al
lem nichtfürden sich entwickelnden 
europäischen Binnenmarkt. Die mit 
den „Besonderheiten des Ver
kehrs“ begründete weitgehende 
Herauslösung des Güterverkehrs 
aus der allgemeinen Wettbewerbs
ordnung hat eher zu Leistungs
schwächen und Effizienzmängeln 
geführt als vermeintliches Marktver
sagen abgebaut. Vordringliche Auf 
gäbe der Verkehrspolitik in der X! 
Legislaturperiode muß es dahe 
sein, den Steuerungs- und Antriebs 
kräften eines funktionsfähigen Wett 
bewerbs auf den Gütermärkten 
volle Wirksamkeit zu verschaffen. 
Diese Forderung nach Verwirkli
chung normaler marktwirtschaftli
cher Prinzipien gilt uneingeschränkt 
für die nationale und europäische 
Verkehrspolitik.
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